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(Nr. 13114.) Verordnung über die Ablöſung der auf Mark lautenden Anleihen und Schuldſcheindarlehen 
des Freiſtaates Preußen. Vom 10. Juli 1926. 


Auf Grund der 8s 30 ff. des Reichsgeſetzes über die Ablöſung Öffentlicher Anleihen vom 16. Juli 1925 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 137) und der Zweiten Verordnung zur Durchführung dieſes Geſetzes vom 2. Juli 1926 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 343) wird folgendes verordnet: 


Artikel J. 
Barablöſung. 


81. 
; (1) Die Ablöſung der özinſigen Preußiſchen Schatzanweiſungen von 1921 und 1922 und der 7 bis 
15 zinſigen Preußiſchen Schatzanweiſungen von 1923 erfolgt anſtatt durch Umtauſch und Ausloſung vor- 
behaltlich der Beſtimmungen in den 885 ff. durch Barablöſung. 
(2) Die Höhe der Barablöſung beträgt 
für die 5 zinſigen Schatzanweiſungen von 1921 und 1922 5 vom Hundert und im Falle des 
Altbeſitzes oder im Falle des Umtauſchs gegen den gleichen Betrag von Schatzanweiſungen von 
1917 bzw. 1918 12½ vom Hundert, 
für die 7 bis 15 zinſigen Schatzanweiſungen von 1923 einheitlich 12½ vom Hundert des Gold. 
markbetrages, der dem Freiſtaat Preußen aus der Begebung dieſer Anleihen zugefloſſen iſt. Den 
Goldmarkbetrag der Anleihen beſtimmt der Finanzminiſter auf Grund der von der Preußiſchen 
Staatsſchuldenverwaltung gemäß § 31 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die Ablöſung öffentlicher 
Anleihen vorgenommenen Berechnung. Die ſich danach für die kleinſten Abſchnitte ergebenden 
Barablöſungsbeträge find auf volle 5 RPf. nach oben abzurunden. 


(3) Die Barablöſung erfolgt zu den vorſtehenden Sätzen ohne Rückſicht auf die Größe des Beſitzes, 
insbeſondere alſo auch an ſolche Inhaber, deren Beſitz 500 EM nicht erreicht. 

(4) Zinſen werden nicht vergütet. 

82. 

(1) Die Anträge auf Barablöſung find innerhalb einer Ausſchlußfriſt vom 2. Auguſt bis einſchließlich 
1. November 1926 unter Vorlegung der Schatzanweiſungen bei den Einlöſungsſtellen zu ſtellen. Den Schatz⸗ 
anweiſungen von 1923 ſind die Zinsbogen beizufügen. § 52 Abf. 2 des Reichsgeſetzes über die Ablöſung 
öffentlicher Anleihen findet entſprechende Anwendung. 

(2) Antragſteller, die für die Schatzanweiſungen von 1921 und 1922 auf Grund des Umtauſchs gegen 
den gleichen Betrag von Schatzanweiſungen von 1917 bzw. 1918 ſtatt einer Barablöſung in Höhe von 
5 vom Hundert eine ſolche in Höhe von 12½ vom Hundert des Goldwertes begehren, haben unter Ausweis 
ihrer Perſönlichkeit auf amtlichem, bei den Einlöſungsſtellen erhältlichen Vordruck die Tatſache des Umtauſchs 
und des ununterbrochenen Beſitzes bis zum Tage des Antrags zu beſcheinigen. Form und Inhalt der 
Beſcheinigung beſtimmt der Finanzminiſter. 

(3) Die Einlöſungsſtellen beſtimmt der Finanzminjſter. Er wird ermächtigt, aus Gründen der Billigkeit 
in beſonderen Fällen die Einlöſung auch dann zuzulaſſen, wenn die in Abſ. 1 bezeichnete Einlöſungsfriſt nicht 
eingehalten worden "ift. s 

(4) Die Barablöſung erfolgt ſofort an den Einlieferer der Schatzanweiſung. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 27. Juli 1926.) ; 54 
Gefehfammlung 1926 (Mr. 13114— 13116.) 
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= § 3. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten entſprechend für die vom Freiſtaat Preußen nach dem 1. Januar 
1919 aufgenommenen Schuldſcheindarlehen, wobei hinſichtlich der Höhe der Barablöſung die nach dem 
30. Juni 1922 empfangenen Schuldſcheindarlehen den Preußiſchen Schatzanweiſungen von 1923 und die vor 
dieſem Datum empfangenen Schuldſcheindarlehen den Preußiſchen Schatzanweiſungen von 1921 und 1922 
gleichgeftellt werden. Einlöſungsſtelle iſt ausschließlich die Preußiſche Staatsſchuldenverwaltung, 


9 4. 

(1) Ablöſungsanſprüche aus fälligen, aber noch nicht eingelöſten Stücken der Prämienanleihe von 1855, 
der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn-Stammaktien, der Oberſchleſiſchen Eiſenbahnſchulden, der Kurmärkiſchen 
Kriegsſchulden, der Staatsſchuldſcheine von 1842, der vormals Kurheſſiſchen Schulden und aus den vor 
dem 1. Januar 1919 aufgenommenen Schuldſcheindarlehen ſind innerhalb einer Ausſchlußfriſt vom 2. Auguſt 
bis 1. November 1926 bei der Preußiſchen Staatsſchuldenverwaltung in Berlin ſchriftlich geltend zu machen. 


(2) Die Preußiſche Staatsſchuldenverwaltung wird ermächtigt, den Gläubigern dieſer Anleihen, ſofern es 
ſich um Altbeſitz handelt, eine Barablöſung in Höhe von 8 vom Hundert des Nennwerts anzubieten. Der 
Neubeſitzer erhält eine Barablöſung von 2½ vom Hundert des Nennwerts. Die Barablöſung zu vor— 
ſtehenden Sätzen erfolgt nur, ſoweit Anleiheablöſungsſchuld im Nennbetrage von 12,50 H, oder einem 
Vielfachen davon zu gewähren wäre, mithin alſo nur bei einem Beſitze von mindeſtens 500 %% Nennwert. 
Indeſſen wird die Preußiſche Staatsſchuldenverwaltung ermächtigt, bedürftigen (§ 19 des Geſetzes über die 
Ablöſung öffentlicher Anleihen) im Julande wohnenden deutſchen Reichsangehörigen, die den Altbeſitz ſolcher 
Anleihen im Geſamtnennbetrage von weniger als 1000 % haben, eine Barablöſung von 15 N für je 
100 M des Nennbetrags und den nichtbedürftigen derartigen Perſonen, ſofern ihr Jahreseinkommen den 
Betrag von 1 500 AM nicht überſteigt, eine Barablöſung von 8 JN T, zu gewähren. 


Artikel II. 
Sonderverfahren. 

(1) Altbeſitzer, die von der Barablöſung keinen Gebrauch machen wollen, haben ihren Anſpruch auf 
Umtauſch in Ablöſungsanleihen und Gewährung von Ausloſungsrechten und im Falle der Bedürftigkeit 
($ 19 des Reichsgeſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen) auf Vorzugsrente durch Einreichung eines 
eutſprechenden Antrags unmittelbar bei der Preußiſchen Staatsf chuldenverwaltung in Berlin geltend zu machen. 
Umtauſch und Ausloſungsrechte ſind innerhalb einer Ausſchlußfriſt vom 2. Auguſt bis einſchließlich 1. No⸗ 
vember 1926 anzumelden. Ein Anſpruch auf Umtauſch und Gewährung von Ausloſungsrechten beſteht nur, 
ſoweit Anleiheablöſungsſchuld im Nennbetrage von 12,50 AA oder einem Vielfachen davon zu gewähren 
iſt, mithin alſo nur bei einem Altbeſitze von mindeſtens 500 EM oder einem Vielfachen davon 30 
des Reichsgeſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen). Die Geltendmachung vorſtehender Anſprüche für 
einen Teil des Altbeſitzes ſchließt die Barablöſung auch für den übrigen Teil des Altbeſitzes desſelben An— 
leihegläubigers aus. 


(2) Zur Stellung eines Antrags iſt berechtigt, wer an den Markanleihen, auf Grund deren die An— 
ſprüche erhoben werden, ein dingliches Recht hat oder ſie zu verwalten befugt iſt. Dem Antrage ſind die 
Schatzanweiſungen, den Schatzanweiſungen von 1923 die Zinsbogen beizufügen. Anträge auf Gewährung 
einer Vorzugsrente können nachträglich nur geſtellt werden, wenn der Antrag auf Umtauſch innerhalb der 
vorbezeichneten Ausſchlußfriſt rechtzeitig geſtellt worden iſt. Als Tag der Stellung des Antrags gilt der Tag, 


oO 


an dem der Antrag bei der Preußiſchen Staatsſchuldenverwaltung eingeht. 


(3) Die Vorſchriften des § 52 Abſ 2 des Reichsgeſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen finden 
entſprechende Anwendung. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, aus Gründen der Billigkeit in beſonderen 
Fällen von der Einhaltung der Ausſchlußfriſt zu befreien. 


$ 6. 

(1) In dem Antrage ſind die Tatſachen darzulegen, aus denen ſich ergibt, daß die Markanleihen, auf 
Grund deren Ausloſungsrechte beantragt werden, alten Beſitzes ſind, im Falle des § 11 des Reichsgeſetzes 
über die Ablöſung öffentlicher Anleihen alſo vor dem 1. Juli 1923 auf Grund geſetzlichen oder dieſem gleich. 
geſtellten Zwanges zur mündelſicheren Anlage erworben ſind und dem Erwerber bis zur Anmeldung ununter⸗ 
brochen gehört haben. Die Beweislaſt hierfür liegt dem Antragſteller ob. Der Beweis kann auf jede Weiſe 
geführt werden; nach Möglichkeit ſollen Urkunden, insbeſondere von Banken, Sparkaſſen, Genoſſenſchaften 
oder Behörden ausgeſtellte Nummernverzeichniffe, als Beweismittel verwendet werden. Die Beweismittel ſind 
in dem Antrag anzuführen und ihm, ſoweit möglich, beizufügen. Bei Anträgen auf Grund von § 11 Abſ. 2 
des Reichsgeſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen iſt die Satzung der Anſtalt, Stiftung, Körperſchaft 
uſw. beizufügen. Der Antragſteller hat zu beſtätigen, daß er weiteren Altbeſitz an preußiſchen Markanleihen 
nicht hat und einen Antrag auf Barablöſung von Altbeſitz nicht geſtellt hat. Der Antragſteller hat zu be _ 
ſtätigen, daß er die Angaben des Antrags nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht hat, und ſich bereit 
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zu erklären, die Richtigkeit dieſer Angaben an Eides Statt zu verſichern. Die Preußiſche Staatsſchuldenver⸗ 
waltung kann die Abgabe einer Versicherung an Eides Statt vor einem Gerichte verlangen, wenn der Nachweis 
nicht voll durch Urkunden erbracht wird; auch kann ſie die Amtsgerichte um eidliche Vernehmung von Aus- 
kunftsperſonen erſuchen. 

(2) Altbeſitzer, die gleichzeitig die Gewährung einer Vorzugsrente beantragen, haben außerdem den 
Vorſchriften der SS 13 und 15 Abf. 2 zu genügen. 

ST. 

Wer die Aufbewahrung von Wertpapieren oder ihren Ankauf und Verkauf für fremde Rechnung ge— 
werbs⸗ oder geſchäftsmäßig betreibt oder betrieben hat, iſt verpflichtet, den Antragſtellern auf Erfordern 
mündliche und ſchriftliche Auskünfte und Beſcheinigungen über Tatſachen zu erteilen, die zur Begründung von 
Anträgen auf Gewährung von Ausloſungsrechten erheblich ſind, ſofern ihm eine ſolche Erteilung auf Grund 
der Geſchäftsbücher oder Geſchäftspapiere möglich iſt und unter Berückſichtigung der für die Erteilung erfor⸗ 
derlichen Arbeiten zugemutet werden kann. Die Erteilung der Auskünfte und Beſcheinigungen erfolgt für die 
Antragſteller grundſätzlich gebührenfrei. Eine Gebühr darf für die Erteilung nur erhoben werden, wenn die 
für ſie nötigen Vorarbeiten ungewöhnlich zeitraubend ſind, insbeſondere außer Verhältnis zu dem Werte der 
zu beantragenden Ausloſungsrechte und Vorzugsrenten ſtehen die Erhebung der Gebühr iſt nicht zuläſſig, 
wenn die Auskunft oder Beſcheinigung lediglich auf Grund einer Einſichtnahme in die Geſchäftsbücher erteilt 
wird (dgl. $5 der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher 
Anleihen vom 2. Juli 1926 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 343). 


§ 8.1 

Soweit eine Barablöſung nicht ſtattfindet, hat die Preußiſche Staatsſchuldenverwaltung die auf Alt— 
beſitz begründeten Anſprüche durch Ausgabe von Schuldverſchreibungen einer Ablöſungsanleihe und von Aus- 
loſungsſcheinen nach den Beſtimmungen des Reichsgeſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen abzulöfen. 
Das Nähere hierüber, insbeſondere über den Inhalt der Schuldverſchreibungen der Ablöſungsanleihe und der 
Ausloſungsſcheine beſtimmt der Finangminifter. 

i 89. 

(1) Einem Antrag auf Gewährung von Ausloſungsrechten darf nur ſtattgegeben werden, wenn die ent— 
ſcheidende Stelle unter Berückſichtigung des geſamten Inhalts des Antrags und der beigebrachten Beweismittel 
ſowie aller ſonſtigen ihr bekannten Umſtände die Überzeugung gewonnen hat, daß die Markanleihen, auf 
Grund deren die Ausloſungsrechte beantragt werden, Markanleihen alten Beſitzes ſind oder als ſolche zu 
gelten haben. 

(2) Die über die Anträge auf Gewährung von Ausloſungsrechten entſcheidenden Stellen haben die Angaben 
der Autragſteller und die beigebrachten Beweismittel in jeder geeigneten Weiſe nachzuprüfen. Sie ſollen vor 
einer Ablehnung auf eine Ergänzung des Antrags und der Beweismittel hinwirken, ſofern fie nicht die Über— 
zeugung haben, daß eine ſolche Ergänzung nicht zu erwarten iſt 


§ 10. 

(1) Jedermann, mit Ausnahme der nahen Angehörigen ($ 178 Abſ. 2 der Reichsabgabenordnung) des 
Anleihegläubigers und, ſofern der Antrag von einem anderen Antragsberechtigten geſtellt wird, des Antrag⸗ 
ſtellers, hat auf Befragen den über die Anträge eutſcheidenden Stellen über Tatſachen Auskunft zu erteilen, 
die für die Entſcheidung über einen Antrag von Bedeutung ſind. Die Auskunft iſt wahrheitsgemäß nach 
beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu erteilen. Die Vorſchriften des $ 177 Abſ. 1 Satz 3 und 4, Abf. 2 und 3 
ſowie der SS 178 bis 183 der Reichsabgabenordnung finden entſprechende Anwendung. 

(2) Die über den Antrag entſcheidenden Stellen können verlangen, daß ein Antragſteller oder eine Aus— 
kunftsperſon die Wahrheit der Angaben an Eides Statt verſichert. Sie können ferner die Amtsgerichte um 
eidliche Vernehmung von Auskunftsperſonen erſuchen; in dieſem Falle finden die Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 
ordnung über den Zeugenbeweis und über das Verfahren bei der Abnahme von Eiden entſprechende An⸗ 
wendung. Die Auskunftsperſonen gelten als Zeugen im Sinne des Strafgeſetzbuchs. 

(3) Wer Auskunft zu erteilen hat, hat auf Verlangen diejenigen Urkunden und Schriftſtücke einſchließlich 
der einſchlägigen Stellen ſeiner Geſchäftsbücher zur Einſicht vorzulegen, die ſich auf beſtimmt zu bezeichnende. 
Vorgänge beziehen, oder in ſeinen Geſchäftsräumen die Einſicht in die Urkunden, Schriftſtücke und Geſchäfts— 
bücher zu gewähren. Der Anleihegläubiger, die Auskunftsperſonen und, ſoweit der Antrag von einem anderen 
Antragsberechtigten geſtellt wird, der Antragſteller kann die Vorlegung oder die Gewährung der Einſicht 
verweigern, ſoweit ſie die Auskunft über die Vorgänge verweigern könnten. 


811. 

Die Entſcheidung über den Antrag auf Gewährung von Ausloſungsrechten trifft ein Mitglied oder 
ein Hilfsarbeiter der Preußiſchen Staatsſchuldenverwaltung. Die Entſcheidung iſt dem Antragſteller ſchriftlich 
mitzuteilen. Die ablehnende Entſcheidung iſt zu begründen und dem Antragſteller zuzuſtellen. Für die Zu 
ſtellung gelten die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über Zuſtellungen von Amts wegen ſowie die Vor- 
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ſchriften des § 70 Abf. 2 bis 4 der Reichsabgabenordnung und des § 5 der Zweiten Verordnung des Reichs- 
miniſters der Finanzen zur Ausführung des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen vom 29. Sep- 
tember 1925 (Reichsgeſetzbl. I S. 383). 

8 12. 

(1) Dem Antragſteller ſteht die Beſchwerde gegen die Entſcheidung, durch die ein Antrag ganz oder zum 
Teil abgelehnt wird, innerhalb von zwei Wochen nach der Zuſtellung zu. Die Beſchwerde iſt ſchriftlich bei 
der Preußiſchen Staatsſchuldenverwaltung einzureichen. Die Beſchwerde kann auch auf neue Tatfachen und 
neue Beweismittel geſtützt werden. 

(2) Die Beſchwerdefriſt gegen eine im Ausland oder im Saargebiete zuzuſtellende Entſcheidung über 
einen Antrag auf Gewährung von Ausloſungsrechten beträgt drei Wochen. Die Beſchwerde kann auch bei 
einer konſulariſchen Vertretung des Deutſchen Reichs eingelegt werden. 

(3) Zuſtändig für die Entſcheidung der Beſchwerde iſt die Preußiſche Staatsſchuldenverwaltung. An 
der Beſchlußfaſſung dürfen nur die Mitglieder und ſtändigen Hilfsarbeiter der Preußiſchen Staatsſchulden⸗ 
verwaltung teilnehmen. Ausgeſchloſſen von der Teilnahme an der Beſchlußfaſſung iſt, wer die angefochtene 
Entſcheidung erlaſſen hat. 

8 13. 

(1) Altbeſitzer, die den Antrag auf Gewährung einer Vorzugsrente ſtellen, haben in dem Antrage Tag 

und Ort ihrer Geburt, ihre Staatsangehörigkeit und ihren Wohnſitz ſowie die Höhe und die Quelle ihres 


Einkommens in dem der Stellung des Antrags vorhergehenden Kalenderjahr anzugeben. Soweit die Ein⸗ 


künfte den Betrag von 800 N überſteigen, iſt zu begründen, weshalb einzelne der Einkünfte außer Anſatz 
zu bleiben haben (§ 37 Abf. 2 in Verbindung mit § 19 Abſ. 2 des Geſetzes über die Ablöfung öffentlicher 
Anleihen). Es iſt ferner zu erklären, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe der Anleihegläubiger eine Vorzugs⸗ 
rente vom Reiche oder von einem Lande bezieht oder ob er eine ſolche beantragt hat. 

(2) In dem Antrage ſind die Nummern der Ausloſungsſcheine der preußiſchen Ablöſungsanleihe zu be 
zeichnen, die dem Anleihegläubiger gehören, und iſt anzugeben, wann und auf welche Weiſe er ſie erworben 
hat. Hat der Anleihegläubiger die Gewährung von Ausloſungsrechten beantragt und iſt über dieſen Antrag 
noch nicht entſchieden worden, ſo hat er anzugeben, welchen Betrag von Markanleihen des Landes Preußen 
er zum Umtauſch in die Ablöſungsanleihe angemeldet hat, wann die Anmeldung vorgenommen und die Ge⸗ 
währung von Ausloſungsrechten beantragt iſt. 

814. 


Der Antrag auf Gewährung einer Vorzugsrente iſt von der Preußiſchen Staatsſchuldenverwaltung an 
diejenige Bezirksfürſorgeſtelle zur Prüfung weiterzuleiten, in deren Bezirk der Anteilsgläubiger wohnt oder 
ſich nicht nur vorübergehend aufhält. 

815. 

(1) Wird die Gewährung einer erhöhten Vorzugsrente ($ 37 Abſ. 2 in Verbindung mit § 20 Abſ. 2 
des Geſetzes über die Ablöfung öffentlicher Anleihen) beantragt, To hat der Anleihegläubiger in ſeinem Antrage 
für den Fall der Gewährung einer Vorzugsrente den Verzicht auf die die Vorzugsrente begründenden Aus⸗ 
loſungsrechte auszuſprechen und ſich zur Übertragung von Ablöſungsanleihen in Höhe des Nennbetrags ſeiner 
Ausloſungsrechte auf das Land Preußen zu verpflichten. 

(2) Sofern der Anleihegläubiger Ablöſungsanleihe und Ausloſungsrechte für ſeine Markanleihen noch 
nicht erhalten hat, hat er für den Fall der Gewährung einer Vorzugsrente auf die ihm zustehenden Aus- 
loſungsrechte, ſoweit ſie die Vorzugsrente begründen, zu verzichten und ſeinen Anſpruch auf Gewährung von 
Ablöſungsanleihe auf das Land Preußen zu übertragen. 


§ 16. 

Die Bezirksfürſorgeſtelle prüft die Angaben des Antragſtellers über die Perſon und die Einkommens⸗ 
verhältniſſe des Anleihegläubigers nach. Den Antrag und das Ergebnis der Prüfung legt ſie dem Ausſchuſſe 
für Vorzugsrenten vor (8 41 Abſ. 1 der Erſten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Ablöſung 
öffentlicher Anleihen vom 8. September 1925 — Reichsgeſetzbl. I S. 335). 


$ 17. 


Der Ausſchuß für Vorzugsrenten entſcheidet darüber, ob der Anleihegläubiger nach dem § 37 Abſ. 2 
in Verbindung mit den §§ 18 und 19 des Reichsgeſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen als 
1 im Inlande wohnender deutſcher Reichsangehöriger zu gelten hat. Die Vorſchriften des § 41 
Abſ. 3 der Erſten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen vom 
8. September 1925 finden Anwendung. 


„Eine ablehnende Entſcheidung iſt dem Antragſteller und der Preußiſchen Staatsſchuldenverwaltung mit⸗ 
zuteilen. Für die Zuſtellung an den Antragſteller gelten die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über Zu⸗ 


. 55 
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löſung öffentlicher Anleihen vom 8. September 1925) zu. Die Beſchwerde iſt bei der Bezirksfürſorgeſtelle 
einzulegen. Erachtet der Ausſchuß für Vorzugsrenten die Beſchwerde für begründet, ſo hat er ihr abzuhelfen 
andernfalls hat er ſie dem Oberausſchuß unverzüglich vorzulegen. Auf die Oberausſchüſſe finden die Vor⸗ 
ſchriften des § 41 Abſ. 3 und 4 der Erſten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Ablöſung 
öffentlicher Anleihen vom 8. September 1925 Anwendung. 


$ 19. 
Die Entſcheidung des Ausſchuſſes oder Oberausſchuſſes für Vorzugsrenten, daß der Anleihegläubiger als 
bedürftiger, im Inlande wohnender Reichsangehöriger zu gelten hat, iſt der Preußiſchen Staatsſchulden⸗ 
verwaltung unter Beifügung des Antrags mitzuteilen. Der Antragſteller iſt zu benachrichtigen. 


§ 20. 

(1) Aber den Antrag auf Gewährung der Vorzugsrente entſcheidet die Preußiſche Staatsſchulden⸗ 
verwaltung. Sie iſt hierbei an die Entſcheidung des Ausſchuſſes oder des Oberausſchuſſes für Vorzugsrenten 
und an die Entſcheidung über die Gewährung von Ausloſungsrechten an den Anleihegläubiger gebunden. 

(2) Die Zahlung der Vorzugsrente darf erſt beginnen, nachdem ſichergeſtellt iſt, daß das Ausloſungs⸗ 
recht, auf Grund deſſen die Vorzugsrente gewährt werden ſoll, von der Teilnahme an der Ziehung ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. Wird die Gewährung einer erhöhten Vorzugsrente beantragt (§ 37 Abſ. 2 in Verbindung mit 
§ 20 Abſ. 2 des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen), ſo darf die Zahlung der erhöhten Rente 
erſt beginnen, nachdem der Verzicht auf das Ausloſungsrecht erklärt und Ablöſungsanleihe oder der Auſpruch 
auf deren Gewährung in Höhe des Nennbetrags des Ausloſungsrechts auf das Land Preußen übertragen iſt. 


§ 21. 

Eine zuerkannte Vorzugsrente iſt ſo zu behandeln, als wenn ſie in dem auf die Antragſtellung folgenden 
Monate zuerkannt worden wäre. Wird ſie in demſelben Monate zuerkannt, in dem ſie beantragt worden iſt, 
fo läuft fie von dem Beginne dieſes Monats an. 

§ 22. 

(i) Die Preußiſche Staatsſchuldenverwaltung überwacht, ob ein Grund für das Erlöſchen einer Vor- 
zugsrente eintritt. Stellt ſie feſt, daß ein ſolcher Grund eingetreten iſt, ſo hat ſie die Vorzugsrente für 
erloſchen zu erklären. 

(2) Iſt eine Vorzugsrente erloſchen, ſo nimmt das Ausloſungsrecht wieder an der Ziehung der Aus— 
loſungsſcheine teil, ſofern der Vorzugsrentengläubiger nicht auf ſein Ausloſungsrecht verzichtet hat. 


8 23. 
Die Bezirksfürſorgeſtellen haben dem Erſuchen der Ausſchüſſe und der Oberausſchüſſe für Vorzugsrenten 
und der Preußiſchen Staatsſchuldenverwaltung in den die Vorzugsrenten betreffenden Angelegenheiten zu 
entſprechen. 
9 24 


(1) Sofern der Anleihegläubiger im Saargebiete wohnt, tritt an die Stelle der Be irksfürſorgeſtelle 
der Landrat des Kreiſes oder der Bürgermeiſter der kreisfreien Stadt, in deſſen oder in 775 Bezirk der 
Antragſteller wohnt, an die Stelle des Ausſchuſſes für Vorzugsrenten der Deutſche Finanzkommiſſar für 
das Verſorgungsweſen. 

(2) Zuſtändig für die Beſchwerden gegen Entſcheidungen des Deutſchen Finanzkommiſſars für das 
Verſorgungsweſen im Vorzugsrentenverfahren iſt, ſofern der Antragſteller im preußiſchen Teile des Saar- 
gebiets wohnt, der Oberausſchuß für Vorzugsrenten in Düſſeldorf, ſofern der Antragſteller im bayeriſchen 
Teile des Saargebiets wohnt, der Oberausſchuß für Vorzugsrenten in Speyer. 

(3) Dem Wohnen ſteht ein nicht nur vorübergehender Aufenthalt gleich. 


8 25. 
Bei der Feſtſtellung des Einkommens, das ein im Saargebiete wohnender Anleihegläubiger während des 


Kalenderjahrs 1925 gehabt hat, iſt eine Reichsmark fünf Franken franzöſiſcher Währung gleichzuſetzen. 
Artikel M. 
§ 26. 
Das Finanzminiſterium wird ermächtigt, erforderliche Ausführungsbeſtimmungen zu erlaſſen. 
Berlin, den 10. Juli 1926. 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 
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(Mr. 13115.) Vierte Verordnung zur Durchführung der Ablöſung der Markanleihen der Gemeinden, 
Gemeindeverbände und ſonſtigen öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften. Vom 10. Juli 1926. 


Auf Grund des Geſetzes über die Ablöfung öffentlicher Anleihen vom 16. Juli 1925 (Reichsgeſetzbl. J S. 137) und 
der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen vom 2. Juli 1926 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 343) wird verordnet: 
1. Allgemeine Vorſchriſten. 
9 1. 
Anſprüche auf Grund des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen vom 16. Juli 1925 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 137) können gegen Gemeinden, Gemeindeverbände oder die im $ 33 genannten ſonſtigen öffentlich-rechtlichen 


Körperſchaften nur in den Verfahren geltend gemacht werden, die in dieſer Verordnung oder durch andere zur Durch- 


führung dieſes Geſetzes zu erlaſſende Vorſchriften geregelt werden. Der ordentliche Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. 


9 2. 

() Die Teilbeträge der Ablöſungsanleihe eines Anleiheſchuldners ſind ohne Rückſicht darauf, ob ſie gegen 
Markanleihen alten Beſitzes ausgegeben werden oder nicht, gleichmäßig auszuſtatten. Den Gläubigern von Mark: 
anleihen alten Beſitzes iſt neben der Ablöſungsanleihe ein Ausloſungsrecht zu gewähren, auf Grund deſſen ſie an 
der Tilgung der Ablöſungsanleihe nach Maßgabe der §§ 34 und 43 des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher An— 
leihen teilnehmen. 

(2) Über die Ablöſungsanleihen und die Ausloſungsrechte werden Schuldurkunden ausgeſtellt. Die Teil⸗ 
beträge der Ablöſungsanleihen und die Ausloſungsrechte ſind unabhängig voneinander veräußerlich. 


(3) Mit Zuſtimmung des beteiligten Gläubigers kann der Schuldner dieſem ſtatt eigener Ablöſungsanleihen 


und Ausloſungsrechte auch die entſprechenden Stücke der vom Deutſchen Sparkaſſen- und Giroverband ausge⸗ 


gebenen Sammelablöſungsanleihe (nebſt Ausloſungsrechte) gewähren. 


(4) Die Tilgung des Teiles einer Ablöſungsanleihe, der im Umtauſche gegen Markanleihen alten Beſitzes 
ausgegeben wird, wird durch Ziehung von Ausloſungsrechten und durch deren Einlöſung vollzogen. Wer ein Aus- 
loſungsrecht einlöſt, hat in Höhe ſeines Nennbetrags Teilbeträge der Ablöſungsanleihe abzuliefern. 

(5) Hat ein Schuldner nur einen Gläubiger, der eine Tilgung ſeiner Ablöſungsanleihe verlangen kann, ſo 
erfolgt die Tilgung anſtatt durch Ausloſung in der Weiſe, daß an den Gläubiger in jedem Jahre der Betrag gezahlt 
wird, den der Schuldner gemäß den Vorſchriften der 88 42, 43 des Geſetzes über die Ablöfung öffentlicher Anleihen 
in dem betreffenden Jahre für die Tilgung und Verzinſung ſeiner Ablöſungsanleihe zu verausgaben hat. Mit Zu⸗ 
ſtimmung der beteiligten Gläubiger kann die Tilgung auch in anderen Fällen in entſprechender Weiſe durchgeführt 
werden. 

(6) Eine Tilgung des Teils einer Ablöfungsanleihe, der nicht im Umtauſch gegen Markanleihen alten Beſitzes 
ausgegeben wird, kann bis zum Erlöſchen der Reparationsverpflichtungen nicht gefordert werden. Eine Verzinſung 
des in Satz! bezeichneten Teiles einer Ablöſungsanleihe findet nach den geltenden Vorſchriften nicht ftatt. 


g § 3. 5 
Gebühren oder Auslagen dürfen den Anleihegläubigern in dem durch dieſe Verordnung geregelten Verfahren 
nicht in Anſatz gebracht werden. Dem Deutſchen Sparkaſſen- und Giroverbande ſind die ihm durch Herſtellung und 
Verſendung von Drucksachen und ſonſtigen Materialien erwachſenden Koſten nach näherer Regelung des Miniſters 
des Innern von den Anleiheſchuldnern zu erſetzen 


2. Der Amtauſch der Markanleihen in die Ablöſungsanleihen. 
a) Der Umtauſch der Inhaberſchuldurkunden. 
§ 4. 
„ ) Der Anſpruch auf den Umtauſch der in Inhaberſchuldurkunden verbrieften Markanleihen in die Ab— 
löſungsanleihen iſt durch Anmeldung innerhalb einer Ausſchlußfriſt geltend zu machen. 

(2) Die Ausſchlußfriſt für die Anmeldung von Markanleihen alten Beſitzes beträgt drei Monate. Sie läuft 
vom 2. Auguſt bis zum 1. November 1926. Dauer und Beginn der Ausſchlußfriſt für die Anmeldung von Mark— 
anleihen neuen Beſitzes werden vom Miniſter des Innern feſtgeſetzt. Die Vorſchriften des § 52 Abf. 2 des Ge⸗ 
ſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen finden entſprechende Anwendung. 

(03) Werden Markanleihen, die der Beſchlagnahme einer alliierten Macht unterliegen, freigegeben ſo endet 
die Ausſchlußfriſt früheſtens zwei Monate, nachdem die Anleihen den Gläubigern ausgehändigt wolden find. 

( Wird ein Anſpruch auf Herausgabe von ausgeloſten oder gekündigten Markanleihen, der darauf geſtützt 
wird, daß die Markanleihen bei einer Bank zur Einlöſung eingereicht ſind und daß fie ſich noch im Beſitze der Bank 
befinden, geltend gemacht (§ 32 Abſ. 3 des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen), fo endet die Aus- 
ſchlußfriſt für den Umtauſch der Markanleihen, auf die ſich der Anſpruch bezieht, früheſtens einen Monat nach Heraus⸗ 
gabe der Markanleihen an die Anleihegläubiger und, falls eine Klage auf Herausgabe der Markanleihen erhoben 
ift, früheſtens einen Monat nach rechtskräftiger Entſcheidung über den Klageanſpruch. 5 


= 


) Die Verwaltungsorgane der Schuldner werden ermächtigt, in beſonderen Fällen aus Gründen der 
Billigkeit den Umtauſch von Markanleihen auch dann anzuordnen, wenn die in den Abſ. 2 bis 4 feſtgeſetzten 
Friſten nicht eingehalten werden. 

f 8 5. 

(1) Die Anmeldung iſt unbeſchadet der Vorſchrift des § 9 durch eine Vermittlungsſtelle an das Verwaltungs⸗ 
organ des Schuldners zu richten. Die Anmeldung kann rechtsgültig nur auf den vom Deutſchen Sparkaſſen- und 
Giroverband herausgegebenen Vordrucken vorgenommen werden. 

(2) Vermittlungsſtellen im Deutſchen Reiche find die öffentlich-rechtlichen Kreditanſtalten, die öffentlichen 
oder unter Staatsaufſicht ſtehenden ſowie die von der oberſten Landesbehörde beſonders zur Vermittlung zugelaſſenen 
Sparkaſſen, die in das Handelsregiſter eingetragenen Kaufleute, die Bankiergeſchäfte betreiben, die den Reviſions⸗ 
verbänden des Deutſchen Genoſſenſchaftsverbandes angehörenden Kreditgenoſſenſchaften, die Zentralkaſſen des 
Reichsverbandes der Deutſchen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, die Raiffeiſenbank A. G. Berlin und ihre 
Zweigſtellen oder Hauptgeſchäftsſtellen; Vermittlungsſtellen im Auslande ſind die in der Anlage 1 aufgeführten, 
ausländiſchen Bankanſtalten. \ 

(3) Die Reichsbank iſt Vermittlungsſtelle nur dann, wenn die anzumeldenden Markanleihen ſich im Depot 
des Kontors der Reichshauptbank für Wertpapiere befinden oder Mündeldepots bei einer Reichsbankanſtalt ſind. 

(4) Die Vermittlungsſtellen find Beauftragte der Anleihegläubiger, die Schuldner haften für ihre Handlungen 
nicht; die Vermittlungsſtellen dürfen von den Anmeldenden Gebühren nicht erheben. Der Miniſter des Innern 
wird ermächtigt, in einzelnen Fällen die Haftung der Vermittlungsſtellen zu beſchränken. Die Ermächtigung kann 
von dem Miniſter des Innern an andere Stellen übertragen werden. 

(5) Den Vermittlungsſtellen ſtehen Vergütungen für ihre Tätigkeit nach näherer Beſtimmung des Minifters 
des Innern zu. Die Vergütungen ſind von den Annahmeſtellen (§ 7) zu zahlen und nach näherer Regelung des 
Miniſters des Innern auf die Anleiheſchuldner zu verteilen. Im Falle des § 10 ſind die Vergütungen von den 
Schuldnern zu zahlen. 

8 6. 


(1) Der Anmeldung ſind die umzutauſchenden Schuldurkunden nebſt Erneuerungs- und Zinsſcheinen und, 
wenn auf Grund der anzumeldenden Markanleihen die Gewährung von Ausloſungsrechten beantragt wird, ein 
nach den verſchiedenen Anleihen geordnetes und die Beträge, die Anzahl und die Serien, Buchſtaben und Nummern 
der Schuldurkunden enthaltendes Verzeichnis beizufügen. 

(2) Markanleihen, die bei einer öffentlichen Kaffe oder einer Reichsbahnkaſſe hinterlegt find, können auch 
ohne Beifügung der Schuldurkunden zum Umtauſch in die Ablöſungsanleihe angemeldet werden, wenn der An— 
meldung beigefügt ſind 

1. eine Beſcheinigung der Hinterlegungskaſſe, aus der ſich ergibt, daß die anzumeldenden Markanleihen bei der 
beſcheinigenden Stelle hinterlegt ſind, 

2. eine Erklärung des Anmeldenden, daß er mit der Herausgabe der hinterlegten Markanleihen durch die Sinter- 
legungskaſſe an die für die Vermittlungsſtelle zuſtändige Annahmeſtelle und mit der Aushändigung der Ab— 
löſungsanleihe und der etwa zu erteilenden Ausloſungsſcheine an die Hinterlegungskaſſe einverſtanden ift. 

) Sind die anzumeldenden Markanleihen durch ein Ausſchlußurteil für kraftlos erklärt worden (§ 1017 SVO,), 
ſo iſt an Stelle der Schuldurkunde das Ausſchlußurteil beizufügen. 
9 7. 5 

(1) Die Vermittlungsftelle erteilt dem Anmeldenden über die ihr übergebenen Schuldurkunden eine Emp- 
fangsbeſcheinigung. Sie prüft und beſcheinigt die Übereinſtimmung der eingelieferten Stücke mit den Angaben 
der Anmeldung und mit dem Nummerverzeichniſſe, ſoweit ein ſolches beizufügen iſt. Sie verſieht die eingereichten 
Schuldurkunden mit einem deutlichen, den Namen der Vermittlungsſtelle angebenden Stempelaufdruck und ent— 
wertet die Schuldurkunden nach näherer Beſtimmung des Deutſchen Sparkaſſen- und Giroverbandes. 

(2) Die Vermittlungsſtelle ſammelt die bei ihr eingehenden Anmeldungen, ftellt fie in Liſten nach den vom 
Deutſchen Sparkaſſen⸗ und Giroverbande herausgegebenen Vordrucken zuſammen und überſendet die Anmeldungen 

mit den Liſten und den Schuldurkunden, denen die Erneuerungs- und Zinsſcheine beizufügen find, ſoweit nicht der 
Vermittlungsſtelle die Vernichtung der Zins- und Erneuerungsſcheine vom Minifter des Innern übertragen wird, 
an die zuſtändige Annahmeftelle; § 5 Abf. 4 Satz 3 findet Anwendung. Annahmeſtellen find die in dem anliegenden 
Verzeichnis (Anlage 2) aufgeführten Girozentralen und Zweiganſtalten von Girozentralen. Zuständig iſt im In— 
lande die Annahmeſtelle, die der Vermittlungsſtelle am nächſten gelegen iſt. Für die im Auslande gelegenen Ver 
mittlungsſtellen iſt die zuſtändige Annahmeſtelle die Deutſche Girozentrale in Berlin, die ſich für den Verkehr mit 
einzelnen ausländiſchen Vermittlungsſtellen der Mitwirkung der Reichsbank als Hilfsvermittlungsſtelle mit deren 
Zuſtimmung bedienen kann. 

(3) Die zu den einzelnen Anmeldungen gehörenden Schuldurkunden ſind bei der Überſendung voneinander 
getrennt zu halten, ſofern auf Grund der angemeldeten Markanleihen die Gewährung von Ausloſungsrechten 
beantragt wird. 

(4) Die Annahmeſtelle erteilt der Vermittlungsſtelle über die erhaltenen Sendungen eine Empfangsbeſcheini⸗ 
gung. 


N 
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(1) Die Annahmeftelle überſendet die ihr zugeleiteten Anmeldungen mit den zu ihnen gehörenden Schuld- 


urkunden und Zins- und Erneuerungsſcheinen unmittelbar an die Verwaltungsorgane der Schuldner. Die An- 
meldungen ſind in Liſten zuſammenzuſtellen, die der Sendung beizufügen ſind. Die Vorſchriften des § 7 Abſ. 3 
und 4 finden entſprechende Anwendung. 

(2) Im Falle des $ 6 Abſ. 2 ruft die Annahmeſtelle die hinterlegten Anleiheſtücke von der Hinterlegungskaſſe 
ab unter Beifügung des Antrags, auf dem die hinterlegten umzutauſchenden Anleiheſtücke bezeichnet ſind, des 
Hinterlegungsſcheins und der Erklärung des Antragſtellers, daß er mit der Herausgabe der Markanleihe durch 
die Hinterlegungskaſſe und mit der Aushändigung der neuen Stücke an die Hinterlegungskaſſe einverſtanden iſt. 
Die Hinterlegungskaſſe ſendet den Antrag, den Hinterlegungsſchein und die in dem Antrage bezeichneten hinter⸗ 
legten Anleiheſtücke nebſt Zins⸗ und Erneuerungsſcheinen an die anfordernde Annahmeſtelle. Die Erklärung des 
Antragſtellers über ſein Einverſtändnis mit der Aushändigung der Anleiheſtücke bleibt bei der Hinterlegungskaſſe. 
Für das weitere Verfahren gelten die Vorſchriften des Abſ. 1. 


: 89. 

Die Anmeldungen können innerhalb der Ausſchlußfriſten des $ 4, abweichend von den Vorſchriften des $ 5, 
bei ſolchen Kaſſen, die der Schuldner beſtimmt, unmittelbar eingereicht werden. Die Vorſchriften des § 6 finden 
Anwendung. Dem Anmeldenden iſt über die Anmeldung und die übergebenen Schuldurkunden eine Empfangs⸗ 
beſcheinigung auszuſtellen. Auf das weitere Verfahren finden die Vorſchriften des $ 8 ſinngemäß Anwendung. 


$ 10. 

Sofern ſich eine Vermittlungsſtelle am Sitze des Verwaltungsorgans des Schuldners oder an einem dieſem 
nahegelegenen Orte befindet, kann ſie, abweichend von den Vorſchriften des § 7 Abſ. 2 die Anmeldungen und Schuld- 
urkunden unmittelbar an das Verwaltungsorgan des Schuldners überſenden. Die Vorſchriften des § 8 Abſ. 1 
Satz 2 und 3 und Abſ. 2 finden Anwendung. 

8 9 11. 

(1) Als Tag der Anmeldung gilt der Tag, an dem die Anmeldung dem Verwaltungsorgane des Schuldners 
zugeht. Die Anmeldung gilt als rechtzeitig erfolgt, wenn fie bis zum Ablaufe der Anmeldungsfriſt bei einer Ver⸗ 
mittlungsſtelle oder einer vom Schuldner beſtimmten Kaſſe (§ 9) eingereicht iſt und fie innerhalb von einem Monat 
nach dem Ende der Anmeldungsfriſt bei einer Annahmeſtelle oder in den Fällen der 88 9 und 10 bei dem Verwaltungs⸗ 
organe des Schuldners eingegangen iſt. Die Vermittlungsſtelle hat den Tag des Eingangs der Anmeldung bei ihr 
auf dieſer zu vermerken, ſofern ſie die Anmeldung nach Ablauf der Anmeldungsfriſt weiterreicht. Sofern die An⸗ 
meldung durch eine im Auslande belegene Vermittlungsſtelle erfolgt, gilt als Tag der Anmeldung der Tag, an 
dem die Anmeldung der Vermittlungsſtelle zugeht. 

(2) Wohnt der Anleihegläubiger im außereuropäiſchen Auslande, fo gilt die Anmeldung als rechtzeitig er⸗ 
folgt, wenn die Abſendung der Anmeldung an eine Vermittlungsſtelle innerhalb der Anmeldungsfriſt von einer 
deutſchen amtlichen Stelle oder von einer ausländiſchen Poſtanſtalt beſcheinigt wird. 


§ 12. 

Das Verwaltungsorgan des Schuldners übermittelt der Annahmeſtelle, im Falle des §9 der vom Schuldner 
beftimmten Kaffe und im Falle des $ 10 der Vermittlungsſtelle, die für die angemeldeten Schuldurkunden zu ge⸗ 
währenden Schuldverſchreibungen der Ablöſungsanleihe unter Beifügung von Liſten nach den vom Deutſchen 
Sparkaſſen⸗ und Giroverbande herausgegebenen Vordrucken. Die Annahmeſtelle leitet die Schuldverſchreibungen 
an die Vermittlungsſtelle zur Aushändigung an den Anmeldenden. Im Falle des § 6 Abſ. 2 ſendet fie die Schuld- 
verſchreibungen an die Hinterlegungskaſſe. : 

§ 13. 

(1) Will der Anleiheſchuldner für angeıneldete Markanleihen Ablöſungsanleihen nicht gewähren, ſo hat er 
dem Antragſteller hierüber einen ſchriftlichen Beſcheid zu erteilen. Der Beſcheid iſt zu begründen und zuzuſtellen. 
Für die Zuſtellung gelten die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Zustellungen von Amts wegen ſowie 
die Vorſchriften des § 70 Abſ. 2 bis 4 der Reichsabgabenordnung und des $ 5 der Zweiten Verordnung des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen zur Ausführung des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen vom 29. September 1925 
Hane J S. 383). Der Antragſteller kann die Entſcheidung der Spruchſtelle über die Anmeldung ſchriftlich 

eantragen. 

(i) Der Antrag iſt innerhalb einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen nachfZuſtellung des Beſcheides bei dem 
Anleiheſchuldner ſchriftlich zu ſtellen. Iſt die Entſcheidung im Ausland oder im Saargebiete zugeſtellt worden, 
ſo beträgt die Antragsfriſt drei Wochen; der Antrag kann auch bei einer im Ausland oder im Saargebiete belegenen 
Anleihealtbeſitzſtelle oder bei einer konſulariſchen Vertretung des Deutſchen Reichs geſtellt werden. Der Anleihe⸗ 
ſchuldner hat den Antrag unverzüglich der zuſtändigen Spruchſtelle unter Beifügung ſeiner Akten vorzulegen. 

(3) Zuſtändige Spruchſtelle ift: 

a) bei Landgemeinden und kreisangehörigen Städten mit nicht mehr als 10 000 Einwohnern mit Ausnahme 

der ſelbſtändigen Städte in der Provinz Hannover ($ 27 Abſ. 1 Kro.) der Kreisausſchuß . 

b) bei kreisangehörigen Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern ſowie den ſelbſtändigen Städten in der Provmz 

Hannover (5 27 Abſ. 1 Kro.) der Magiſtrat, in dem im 8 4 Abſ. 3 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 

30. Juli 1883 (Geſetzſamml. ©, 165) gedachten Falle der Bürgermeiſter und die Beigeordneten als Kollegium 
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c) bei kreisfreien Städten der Stadtausſchuß; a 

d) bei Landbürgermeiſtereien in der Rheinprovinz, bei Amtern in der Provinz Weſtfalen, bei den Kirchſpiel⸗ 
landgemeinden in den Kreiſen Huſum, Norderdithmarſchen und Süderdithmarſchen, den Amtsverbänden 
und ſolchen Gemeindeverbänden linsbeſondere Zweckverbänden im Sinne des Geſetzes vom 19. Juli 1911 
— Geſetzſamml. S. 115 —), an denen ausſchließlich Landgemeinden, Gutsbezirke, Bürgermeiſtereien, Amter 
oder Städte mit nicht mehr als 10 000 Einwohnern beteiligt find, der Kreisausſchuß; 

e) bei Landkreiſen der Kreisausſchuß ; 

f) bei Provinzen, bei den Bezirksverbänden in den Regierungsbezirken Caſſel und Wiesbaden und bei dem 
Landeskommunalverband der Hohenzollernſchen Lande der Provinzial⸗ (Landes-) Ausſchuß; 

g) bei den kommunalſtändiſchen Verbänden das von der Aufſichtsbehörde zu beſtimmende und im Amtsblatte 
bekanntzugebende ſtändiſche Organ; 

b) bei fonftigen Gemeindeverbänden (insbeſondere Zweckverbänden im Sinne des Geſetzes vom 13. Juli 1911 
— Geſetzſamml. S. 115 —), an denen Städte mit mehr als 10 000 Einwohnern oder Landkreiſe beteiligt 
ſind, der Verbandsvorſtand, falls er aus mehreren Perſonen beſteht, ſonſt der Verbandsausſchuß oder, falls 
ein ſolcher nach der Satzung des Verbandes nicht beſteht, ein von der Aufſichtsbehörde zu beſtimmendes und 
im Amtsblatte bekanntzugebendes ſtaatliches oder Verbandsorgan. 

(4) Die Entſcheidung der Spruchſtelle iſt zu begründen und dem Antragſteller und dem Anleiheſchuldner 
zuzuſtellen (Abſ. 1 Satz 3). 

§ 14. 

(1) Dem Antragſteller und dem Anleiheſchuldner ſteht die Beſchwerde gegen die Entſcheidung der Spruch⸗ 
ſtelle innerhalb von zwei Wochen nach ihrer Zuſtellung zu. Die Vorſchriften des § 13 Abſ. 1 Satz 3 finden entſprechende 
Anwendung. 

(2) Die Beſchwerde ift ſchriftlich bei der Spruchſtelle einzureichen. Die Beſchwerde kann auch auf neue Tat- 
ſachen und neue Beweismittel geſtützt werden. Erachtet die Spruchſtelle die Beſchwerde für begründet, ſo hat ſie 
der Beſchwerde abzuhelfen, andernfalls hat ſie dieſe der Beſchwerdeſtelle unverzüglich vorzulegen. 

(3) Beſchwerdeſtelle iſt die Reichsſchuldenverwaltung. 

(4) Die Entſcheidung der Beſchwerdeſtelle iſt dem Antragſteller und dem Anleiheſchuldner ſchriftlich mit- 
zuteilen. 

(5) Eine weitere Beſchwerde finder nicht ſtatt. 

§ 15. 

Wird entſchieden, daß dem Anleihegläubiger Ablöſungsanleihe zu gewähren iſt, ſo hat der Anleiheſchuldner 
die Ausreichung von Schuldverſchreibungen der Ablöſungsanleihe zu veranlaſſen. Für das weitere Verfahren 
gelten die Vorſchriften des § 12. 0 


b) Der Amtauſch der Namensſchuldurkunden und Schuldſcheindarlehen. 
$ 16. 

(1) Auf den Umtauſch der in Namensſchuldurkunden verbrieften Markanleihen und der Schuldſcheindarlehen 
in die Ablöſungsanleihen finden die Vorſchriften des §4 Anwendung. Die Anmeldung iſt unter Beifügung der 
Schuldurkunden unmittelbar an das Verwaltungsorgan des Schuldners zu richten. Dieſes reicht die für die an⸗ 
gemeldeten Markanleihen zu gewährenden Schuldverſchreibungen der Ablöſungsanleihe dem Anmeldenden un— 
mittelbar aus. 

(2) Will der Anleiheſchuldner für angemeldete Markanleihen Ablöſungsanleihen nicht gewähren, ſo finden 
die §§ 13 bis 15 entſprechende Anwendung. 


c) Der Amtauſch der Schuldbuchforderungen. 
$ 17. 

(1) Schuldbuchforderungen der Markanleihen find von Amts wegen in Ablöfungsanleihen umzutauſchen. 
Das Verwaltungsorgan des Schuldners reicht die zu gewährenden Schuldverſchreibungen der Ablöſungsanleihe 
dem Gläubiger unmittelbar aus. 

(2) Will der Anleiheſchuldner für eingetragene Schuldbuchforderungen der Markanleihen Ablöſungsanleihen 
nicht gewähren, ſo hat er dem nach der Eintragung Berechtigten hierüber einen ſchriftlichen Beſcheid zu erteilen. 
Auf das weitere Verfahren finden die $$ 13 bis 15 entſprechende Anwendung. 


d) Der Amtauſch von Markanleihen auf Grund eines Vorbehalts. 
§ 18. 

(1) Hat fi) ein Gläubiger getilgter Markanleihen bei der Annahme des Tilgungsbetrags feine Rechte vor- 
behalten (§ 32 Abf. 1 des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen), ſo finden auf die Geltendmachung des 
Anſpruchs auf Gewährung von Ablöſungsanleihe die Vorſchriften des § 4 entſprechende Anwendung. Die An⸗ 
meldung iſt unmittelbar an das Verwaltungsorgan des Schuldners zu richten, und zwar unter Beifügung der 
Schuldurkunden, ſofern dieſe nicht bereits dem Schuldner ausgehändigt ſind. In der Anmeldung iſt anzugeben, 
in welcher Form, zu welchem Zeitpunkt und unter welchen näheren Umſtänden der Vorbehalt gemacht worden iſt. 
Für die Richtigkeit der Angaben ſind die Beweismittel zu bezeichnen. 
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(2) Wird entſchieden, daß dem Gläubiger Ablöſungsanleihe zufteht, jo reicht das Verwaltungsorgan des 
Schuldners die zu gewährenden Schuldverſchreibungen der Ablöſungsanleihe dem Antragſteller unmittelbar aus. 

(3) Will der Anleiheſchuldner für angemeldete Markanleihen Ablöſungsanleihen nicht gewähren, ſo finden 
die §§ 13 bis 15 Anwendung. 


3. Die Gewährung der Ausloſungsrechte. 
5 9 19. 

Zur Stellung eines Antrags auf Gewährung von Ausloſungsrechten auf Grund von Markanleihen iſt 
berechtigt, wer an den Markanleihen, auf Grund deren die Ausloſungsrechte beantragt werden, ein dingliches Recht 
hat oder dieſe zu verwalten befugt iſt. Antragsberechtigt find nicht die ausländiſchen Zwangsver valter deutſ hen 
Ver nögens. 

§ 20. 

In dem Antrage ſind die Tatſachen darzulegen, aus denen ſich ergibt, daß die Markanleihen, auf Grund deren 
die Ausloſungsrechte beantragt werden, Markanleihen alten Beſitzes find oder als ſolche zu gelten haben. Der Antrag⸗ 
ſteller hat zu beſtätigen, daß er die Angaben des Antrags nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht hat und ſich 
bereit zu erklären, die Richtigkeit dieſer Angaben an Eides Statt zu verſichern. 


§ 21. 

Der Antragſteller hat die Beweislaſt dafür, daß die angemeldeten Markanleihen Altbeſitzanleihen ſind. Der 
Beweis kann auf jede Weiſe geführt werden; nach Möglichkeit ſollen Urkunden, insbeſondere von Banken, Spar⸗ 
kaſſen, Genoſſenſchaften oder Behörden ausgeſtellte Nummernverzeichniſſe als Beweismittel verwendet werden. 
Die Beweismittel, aus denen ſich die Richtigkeit der zun Begründung des Antrags angeführten Tatſachen ergibt, 
ſind in dem Antrag anzuführen und ihm ſoweit möglich beizufügen. 


922. 


(1) Wer die Aufbewahrung von Wertpapieren oder ihren Ankauf und Verkauf für fremde Rechnung ge⸗ 
werbsmäßig betreibt oder betrieben hat, iſt verpflichtet, den Antragſtellern auf Erfordern mündliche und ſchriftliche 
Auskünfte und Beſcheinigungen über Tatſachen zu erteilen, die zun Begründung von Anträgen auf Gewährung 
von Ausloſungsrechten erheblich ſind, ſofern ihm eine ſolche Erteilung auf Grund der Geſchäftsbücher oder Ge- 
ſchäftspapiere möglich iſt und unter Berückſichtigung der für die Erteilung erforderlichen Arbeiten zugemutet 
werden kann. 

(2) Die Erteilung der Auskünfte und Beſcheinigungen erfolgt für die Antragſteller grundſätzlich gebührenfrei. 
Eine Gebühr darf für ſie nur erhoben werden, wenn die für die Erteilung nötigen Vorarbeiten ungewöhnlich zeit— 
raubend find, insbeſondere außer Verhältnis zu dem Werte der zu beantragenden Ausloſungsrechte ftehen; die 
Erhebung der Gebühr iſt nicht zuläſſig, wenn die Auskunft oder Beſcheinigung lediglich auf Grund einer Einficht- 
nahme in die Geſchäftsbücher erteilt werden kann. 

923. 

(1) Anträge auf Gewährung von Ausloſungsrechten können nur innerhalb einer Ausſchlußfriſt von drei 
Monaten geſtellt werden; die Friſt läuft vom 2. Auguſt bis zum 1. November 1926. Die Vorſchriften des § 52 
Abſ. 2 des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen ſowie die Vorſchriften des § 4 Abſ. 3 bis 5 und des 
§ 11 finden entſprechende Anwendung. 

(2) Soweit die Gewährung der Ausloſungsrechte auf Grund von Schuldbuchforderungen beantragt wird, 
kann die Gewährung von Ausloſungsrechten noch innerhalb eines Monats nach Zuſtellung der Entſcheidung, daß 
ſich die Altbeſitzeigenſchaft der Schuldbuchforderung aus dem Schuldbuch oder den Schuldbuchakten nicht ergibt 
($ 29 Abſ. 2), unter Anführung neuer Tatſachen beantragt werden, ſofern die Eintragung der Schuldbuchforderung 
ſpäteſtens innerhalb der Ausſchlußfriſt beantragt worden ift. f 


$ 24. 

(1) Der Antrag auf Gewährung von Ausloſungsrechten auf Grund von Inhaberſchuldurkunden iſt gleich— 
zeitig mit der Anmeldung der Markanleihen zum Umtauſche durch eine Vermittlungsſtelle (§ 5 Abſ. 2) oder eine 
vom Schuldner beſtimmte Kaſſe (§ ) an das Verwaltungsorgan des Schuldners zu richten. Die Vorſchrift des 
§ 5 Abſ. 4 findet Anwendung. 

(2) Der Antrag auf Gewährung von Ausloſungsrechten kann rechtsgültig nur auf den vom Deutſchen Spar— 
kaſſen⸗ und Giroverbande herausgegebenen Vordrucken geſtellt werden. 

(3) Für die Weiterleitung der Anträge gelten die Vorſchriften des § 7 Abſ. 2, des § 8 Abſ. 1, des § I Satz 4 
und des § 10 entſprechend. 

(4) Die im Auslande belegenen Vermittlungsſtellen (Anlage 1) ſowie die im Saargebiete belegene Annahme⸗ 
ſtelle haben die Anträge den vom Reichsminiſter der Finanzen für ihr Gebiet beſtellten Anleihealtbeſitzſtellen (§ + 
der Zweiten Verordnung des Reichsminiſters der Finanzen zur Ausführung des Geſetzes über die Ablöſung öffent: 
licher Anleihen vom 29. September 1925 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 383 —) zuzuleiten. Dieſe prüfen die Angaben und die 
beigebrachten Beweismittel und ſorgen erforderlichenfalls für ihre Ergänzung; ſie geben den Antrag mit den Be⸗ 
weisurkunden nebſt einer gutachtlichen Außerung der Vermittlungsſtelle, im Saargebiet der Annahmeſtelle, zurück. 
Für das weitere Verfahren gilt die Vorſchrift des Abſ. 3. ˖ 
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$ 25. 

Der Antrag auf Gewährung von Ausloſungsrechten auf Grund von Namensſchuldurkunden und Schuld— 
ſcheindarlehen iſt gleichzeitig mit der Anmeldung der Markanleihen zum Umtauſch (§ 16) unmittelbar an das Ver⸗ 
waltungsorgan des Schuldners zu richten. Das gleiche gilt, wenn der Antrag auf Gewährung von Ausloſungs— 
rechten damit begründet wird, daß ſich der Gläubiger bei der Annahme des Tilgungsbetrags getilgter Markanleihen 
feine Rechte vorbehalten hat ($ 18). 9 26 


(1) Ausloſungsrechte auf Grund von Schuldbuchforderungen ſind, ſoweit ſich die Altbeſitzeigenſchaft der 
Forderungen aus dem Schuldbuch oder den Schuldbuchakten ergibt, von Amts wegen zu gewähren. 

(2) Das Verwaltungsorgan des Schuldners hat für jede Schuldbuchforderung, die es verwaltet, auf Grund 
des Schuldbuchs und der von ihm geführten Schuldbuchakten zu entſcheiden, ob die Schuldbuchforderung eine Mark— 
anleihe alten Beſitzes iſt oder als ſolche zu gelten hat und ob und in welcher Höhe Ausloſungsrechte für fie zu ge— 
währen ſind. 

(3) Soweit Anleihealtbeſitzern die Ausloſungsrechte auf Grund von Schuldbuchforderungen nicht von Amts 
wegen zu gewähren ſind, hat der Gläubiger ihre Gewährung zu beantragen. Auch im übrigen kann er einen ſolchen 
Antrag ſtellen. Der Antrag iſt unmittelbar an das Verwaltungsorgan des Schuldners zu richten. 


$ 27. 

(1) Einem Antrag auf Gewährung von Ausloſungsrechten darf nur ſtattgegeben werden, wenn die ent— 
Icheidende Stelle unter Berücksichtigung des geſamten Inhalts des Antrags und der beigebrachten Beweismittel 
ſowie aller ſonſtigen ihr bekannten Umſtände die Überzeugung gewonnen hat, daß die Markanleihen, auf Grund 
deren die Ausloſungsrechte beantragt werden, Markanleihen alten Beſitzes find oder als ſolche zu gelten haben. 

(2) Die über die Anträge auf Gewährung von Ausloſungsrechten entſcheidenden Stellen haben die An⸗ 
gaben der Antragſteller und die beigebrachten Beweismittel in jeder geeigneten Weiſe nachzuprüfen. Sie ſollen vor 
einer Ablehnung auf eine Ergänzung des Antrags und der Beweismittel hinwirken, ſofern ſie nicht die Überzeugung 
haben, daß eine ſolche Ergänzung nicht zu erwarten iſt. 


9 28. 

(1) Jedermann, mit Ausnahme der nahen Angehörigen (§ 178 Abſ. 2 der Reichsabgabenordnung) des An— 
leihegläubigers und, ſofern der Antrag von einem anderen Antragsberechtigten ($ 19) geſtellt wird, des Antrag— 
ſtellers, hat auf Befragen den über die Anträge entſcheidenden Stellen über Tatſachen Auskunft zu erteilen, die 
für die Entſcheidung über einen Antrag von Bedeutung ſind. Die Auskunft iſt wahrheitsgemäß nach beſtem Wiſſen 
und Gewiſſen zu erteilen. Die Vorſchriften des $ 177 Abſ. 1 Satz 3 und 4, Abſ. 2 und 3 ſowie der $$ 178 bis 183 
der Reichsabgabenordnung finden entſprechende Anwendung. 

(2) Die über den Antrag entſcheidenden Stellen können verlangen, daß ein Antragſteller oder eine Aus— 
lunftsperſon die Wahrheit der Angaben an Eides Statt verſichert. Sie können ferner die Amtsgerichte um eidliche 
Vernehmung von Auskunftsperſonen erſuchen; in dieſem Falle finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
über den Zeugenbeweis und über das Verfahren bei der Abnahme von Eiden entſprechende Anwendung. Die 
Auskunftsperſonen gelten als Zeugen im Sinne des Strafgeſetzbuches. 

() Wer Auskunft zu erteilen hat, hat auf Verlangen diejenigen Urkunden und Schriftſtücke einſchließlich 
der einſchlägigen Stellen ſeiner Geſchäftsbücher zur Einſicht vorzulegen, die ſich auf beſtimmt zu bezeichnende Vor— 
gänge beziehen, oder in ſeinen Geſchäftsräumen die Einſicht in die Urkunden, Schriftſtücke und Geſchäftsbücher 
zu gewähren. Der Anleihegläubiger, die Auskunftsperſon und, ſoweit der Antrag von einem anderen Antrags⸗ 
berechtigten geſtellt wird, der Antragſteller kann die Vorlegung oder die Gewährung der Einſicht verweigern, ſoweit 
ſie die Auskunft über die Vorgänge verweigern könnten. a 


— § 29. 

(1) Die Entſcheidung über den Antrag auf Gewährung von Ausloſungsrechten iſt dem Antragſteller ſchriftlich 
mitzuteilen. Wird einem durch eine ausländiſche Vermittlungsſtelle eingereichten Antrage ſtattgegeben, fo ift die 
Entſcheidung in zwei Ausfertigungen an die zuſtändige Anleihealtbeſitzſtelle zu ſenden; dieſe hat eine Ausfertigung 8 
an den Antragſteller weiterzuleiten. Die ablehnende Entſcheidung iſt zu begründen und dem Antragſteller zuzu- 
ſtellen. § 13 Abſ. 1 Satz 3 findet entſprechende Anwendung. 

(2) Den Gläubigern von Schuldbuchforderungen ſind die Entſcheidungen über die auf Grund ihrer Schuld— 
buchforderungen von Amts wegen gewährten Ausloſungsrechte mitzuteilen. Die Entſcheidung, daß ſich die Altbeſitz— 
eigenſchaft einer Schuldbuchforderung aus dem Schuldbuch oder den Schuldbuchakten nicht ergibt, iſt zuzuſtellen 
($ 13 Abſ. 1 Satz 3). 930 


Lehnt es der Anleiheſchuldner ab, dem Antrage ſtattzugeben, ſo kann der Antragſteller die Entſcheidung der 
Spruchſtelle beantragen. Für das weitere Verfahren gelten die Vorſchriften des § 13 Abſ. 2 bis 4 und des 814 
entſprechend. 931 

8 8 


Wird entſchieden, daß einem Anleihegläubiger ein Ausloſungsrecht zuſteht, oder hat der Anleiheſchuldner 
einen Beſcheid erteilt, daß er dem Antrage auf Gewährung eines Ausloſungsrechtes ſtattgeben will, ſo hat der 
Anleiheſchuldner die Ausreichung eines Ausloſungsſcheines an den Antragſteller zu veranlaſſen. Die Vorſchriften 
der 58 12, 16 Abſ. 1 Satz 3, des 917 Abſ. 1 Satz 2 und des § 18 Abſ. 2 finden entſprechende Anwendung. 


\ 
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4. Die Barablöſung von Markanleihen. 


$ 32. 

Soweit Schuldner den Gläubigern von Markanleihen eine Barabfindung anbieten, ſoll das Angebot innerhalb 
von einem Monat nach Verkündung dieſer Verordnung bekanntgegeben werden. Das Angebot und die Einlöfungs- 
friſt find im Deutſchen Reichsanzeiger bekanntzugeben. Die Einlöſungsfriſt muß mindeſtens drei Monate von dieſer 
Bekanntmachung an laufen. Die Bekanntmachung kann durch Mitteilung an die betroffenen Gläubiger erſetzt 
werden. Die Mitteilung iſt zuzuſtellen (§ 13 Abſ. 1 Satz 3). 


5. Die Ablöſung der Markanleihen anderer öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaſten. 


§ 33. 

(1) Soweit auf Grund des $ 46 des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes über die Markanleihen der Gemeinden und Gemeindeverbände auf Markanleihen anderer öffentlich-recht⸗ 
licher Körperſchaften für anwendbar erklärt werden (ogl. insbeſondere § 16 der Zweiten Verordnung der Reichs⸗ 
regierung zur Durchführung des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen vom 2. Juli 1926 — Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 343 — ), finden die Vorſchriften der $$ 1 bis 32 ſinngemäß Anwendung. 

(2) Der Lauf für Ausſchlußfriſten für die Geltendmachung von Anſprüchen aus den im Abſ. 1 bezeichneten 
Markanleihen beginnt früheſtens mit der Bekanntmachung der auf Grund des § 46 des Geſetzes erlaſſenen Erklärung. 

(3) Zuſtändige Spruchſtelle im Sinne des $ 13 Abi. 3 iſt: f 

a) bei Religionsgeſellſchaften, den Gemeinden und Gemeindeverbänden von Religionsgeſellſchaften ſowie den 

Kirchen⸗ und Pfründeſtiftungen die vom Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung beſtimmte Stelle; 

b) bei öffentlichen Schulverbänden (Schulgemeinden, Schulſozietäten) der Kreisausſchuß ; 

e) bei den Sparkaſſen⸗ und Giroverbänden der Verbandsvorſtand; 

d) bei den Bankanſtalten der Provinzen, des Kommunalverbandes der Hohenzollernſchen Lande, des Landes- 
kommunalverbandes Lauenburg und der Kommunalſtändiſchen Verbände der Verwaltungsrat (Kuratorium); 

e) bei den Dorfſchaften und Bauernſchaften in den Kreiſen Huſum, Norderdithmarſchen und Süderdithmarſchen 
der Kreisausſchuß 

f) bei den öffentlich⸗rechtlichen Deichverbänden und Waſſergenoſſenſchaften, die der Aufſicht des Landrats (in 

Stadtkreiſen der Ortspolizeibehörde) unterſtehen, der Kreisausſchuß (in Stadtkreiſen der Stadtausſchuß), 

bei den übrigen Verbänden und Genoſſenſchaften der Vorſtand, falls er aus mehreren Perſonen beſteht, 

ſonſt ein von der Aufſichtsbehörde zu beſtimmendes und im Amtsblatte bekannt zu gebendes ſtaatliches oder 

Verbandsorgan. 

(4) Beſchwerdeſtelle im Sinne des § 14 Abſ. 3 iſt die Reichsſchuldenverwaltung. 


$ 34. 
(1) Soweit nach § 40 Abi. 4 Satz 2 des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen auf Antrag eines 
Gläubigers ein Treuhänder zur Wahrnehmung der Rechte der Gläubiger von Markanleihen der im § 33 genannten 
öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften zu beſtellen ift, muß der Antrag innerhalb eines Monats nach dem Inkraft⸗ 
treten der Zweiten Verordnung der Reichsregierung zur Durchführung des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher 
Anleihen (vgl. § 15 Abſ. 1 a. a. O.) bei dem für den Sitz des Schuldners örtlich zuſtändigen Regierungspräſidenten, 
in Berlin und, wenn es ſich um Markanleihen der Bankanſtalten der Provinzen und Kommunalſtändiſchen Ver⸗ 
bände oder ſolcher waſſerwirtſchaftlichen Verbände, die der Aufſicht des Oberpräfidenten in erſter Inſtanz unter⸗ 
ſtehen, handelt, bei dem zuſtändigen Oberpräſidenten geſtellt werden. 

(2) Die Beſtellung der Treuhänder erfolgt unbeſchadet der Vorſchrift des Abſ. 4 durch die Behörde, bei der 
der Antrag gemäß Abſ. 1 zu ſtellen ift. 

(3) Auf Anträge der Treuhänder und Schuldner gemäß $ 41 Abſ. 2, § 42 Abſ. 2 und 3 ſowie $ 43 Abſ. 2 
des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen entſcheiden unbeſchadet der Vorſchrift des Abſ. 4 die für die 
Beſtellung der Treuhänder zuſtändigen Behörden. Auf Beſchwerden über die Entſcheidungen der vorbezeichneten 
Behörden gemäß $ 43 Abſ. 4 des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen beſchließen die zuſtändigen Pro— 
vinzialräte, in den Hohenzollernſchen Landen der Bezirksausſchuß, in der Stadt Berlin ein Ausſchuß, deſſen Mit- 
glieder vom zuſtändigen Miniſter ernannt werden. 

(4) Hinſichtlich der Anleihen der Religionsgeſellſchaften, der Gemeinden und Gemeindeverbände der Re⸗ 
ligionsgeſellſchaften ſowie der Kirchen⸗ und Pfründeſtiftungen beſtimmt der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung die für die Beſtellung der Treuhänder und die Entſcheidung über deren Anträge zuſtändigen Stellen. 


Berlin, den 10. Juli 1926. 
(Siegel) Das Preußische Staatsminiſterium. 


Braun 
zugleich für den Minifter des Innern. 
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Anlage 1. 
Verzeichnis 
der ausländiſchen Vermittlungsſtellen für den Amtauſch der Inhaberſchuldverſchreibungen 
von Markanleihen der Länder und Gemeinden. 


Ofde. i f 
Nr Land Vermittlungsſtelle Bemerkungen 


Bank von England in London 
National Eity Bank in New Pork 


Amſterdamſche Bank in Amſterdam 

Aſſociatie Kaſſa in Amſterdam 

Handels⸗Maatſchappij H. Albert de Baey & Co. in 
Amſterdam 

Deutſche Bank, Fil. Amſterdam, in Amſterdam 

Hope & Co. in Amſterdam 

Incaſſo⸗Bank in Amſterdam 

Internationale Bank te Amſterdam in Amſterdam 

Die Kas⸗Vereeniging in Amſterdam 

Lippmann, Roſenthal & Co. in Amſterdam 

N. V. Hugo Kaufmann & Co's Bank in Amſterdam 

Mendelsſohn & Co in Amſterdam 

Nederlandſche Handels⸗Maatſchappij in Amſterdam 

Nederlandſche-Indiſche Handelsbank in Amſterdam 

Ontvan-en Betaalkas in Amſterdam 

Pierſon & Co. in Amſterdam 

Proehl & Gutmann in Amſterdam 

Rotterdamſche Bankvereeniging in Amſterdam 

Gebr. Teixeira de Mattos in Amſterdam 

Twentſche Bank in Amſterdam 

R. Mees & Zonen in Rotterdam 


J. | Großbritannien und Irland ..... 
2. | Vereinigte Staaten von Amerika. 
„ ß 


Schweizeriſche Nationalbank in Zürich 
Schweizeriſche Kreditanſtalt in Zürich 
Schweizeriſcher Bankverein in Zürich 
Eidgenöſſiſche Bank A. G. in Zürich 
Basler Handelsbank in Zürich 

A. G. Leu & Co. in Zürich i 
Schweizeriſche Bankgeſellſchaft in Zürich 


, 


Société Générale pour favoriser 
le développement du commerce 
et de l’industrie en France 
Comptoir National d'escompte in Paris 
Crédit Lyonnais 
Banque Nationale de Crédit 
Credit Mobilier Frangais 
Vermittlungsſtelle vereinigter Straßburger Banken, 
Schloſſergaſſe 21, Straßburg 
(Banque de Strasbourg 
Banque de Mulhouse 


5. | Frankrei ch T 


en 
I 
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Nr Land Vermittlungsſtellen Bemerkungen 
ee et Banque Rurale 
Banque d'Alsace et de Lorraine 
Comptoir d'Escompte de Mulhouse 
Banque Federative) 


r Banque Nationale de Belgique (Belgiſche 


Staatsbank) in Brüſſel 


Luürem burg Banque Commereiale in Luxemburg 

Internationale Bank in Luxemburg 

Allgemeine Elſäſſiſche Bankgeſellſchaft, Zweig— 
niederlaſſung in Luxemburg 

Société Luxembourgeoise de Crédit et de 
Depöts in Luxemburg 


CC ER Agrar- und Kommerzbank in Kattowitz (Katowice) 


Genossenschaft Poznan (Bank Spoldzieley 
Poznan in Posen) in Poſen (Poznan) 

Bank Przemysloweöw T. A. Poznan in Poſen 

Bank Zwiaztu Spolek Zarabkowych Poznan 
in Poſen 

Communalny Bank Kredytowy-Poznan in 
Poſen 

Thorner Vereinsbank in Thorn (Torun) 

Filiale der Direktion der Diskonto-Geſellſchaft in 


Poſen 

Filiale der Direktion der Diskonto-Gefellfchaft in 
Kattowitz 

Filiale der Darmſtädter- und Nationalbank in 
Kattowitz 


Filiale der Deutſchen Bank in Kattowitz 

Filiale der Dresdner Bank in Kattowitz 

Filiale der Danziger Privat-Aktienbank in Poſen 

Filiale der Danziger Privat-Aktienbank in Grau⸗ 
denz (Grudziadz) 


Filiale der Danziger Raiffeiſenbank in Graudenz 
(Grudziadz) 


Bank für Handel und Gewerbe 
(Pozuanski Bank dla handlu i przemyslu 
T. A.) in Poſen 

Bank Kwilecki & Potocki in Poſen 


Deutſche Bank, Filiale Danzig 


Böhmiſche Eskompte Bank und Kredit -Anſtalt in 
Prag 

Deutſche Agrar- und Induſtrie-Bank in Prag 

Centralbank der deutſchen Sparkaſſen in der flo— 
wakiſchen Republik in Prag 

Bankhaus L. Wolfram & Co. in Auſſig. 


Den RE 


0. cchechoftöwate e:: 
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Anlage 2. 


Verzeichnis 


der Girozentralen mit ihren Zweiganſtalten als Annahmeſtellen für die Ablöſung 
der Anleihen alten Beſitzes der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände. 


Provinz Oſtpreußen 


Provinz Grenzmark Poſen-⸗Weſt⸗ 
preußen 


Stadt Berlin 


A. Deutſches Neich. 
Preußen. 
Königsberg i. Pr., Brodbankenſtr. 21/22, Girozentrale (Kommunal— 
bank) für die Oſtmark 
Schneidemühl, Poſener Str. 4,5, Provinzialbank Grenzmark Poſen— 
Weſtpreußen, Girozentrale Schneidemühl 


Berlin SW 19, Gertraudenſtr. 16/17, Deutſche Girozentrale — Deutſche 


Provinz Brandenburg 


Provinz Pommern 


Provinz Niederſchleſien .... 


Provinz Oberſchleſien 
Provinz Sachſe sn 


Provinz Schleswig⸗Holſtein .. 


Provinz Hannover 


Provinz Weſtfalen 


Provinz Heſſen Raſſau . n 8 


eee, 00 


Kommunalbank — (für den Berliner Platz) 


Berlin SW 68, Alte Jakobſtr. 130/132, Brandenburgiſche Girozentrale 
— Brandenburgiſche Kommunalbank — 


Stettin, Luiſenſtr. 13, Provinzialbank Pommern (Girozentrale) 


Stolp (Pom.), Provinzialbank Pommern (Girozentrale) Zweiganſtalt 


Stolp (Pom.) 
Stralſund, Alter Markt 10, Provinzialbank Pommern (Girozentrale), 
Zweiganſtalt Stralſund 


Breslau |, Zwingerſtr. 6/8, Kommunalbank für Schleſien 

Görlitz, Berliner Str. 64, Stadtbank Görlitz, Zweiganſtalt der Kom— 
munalbank für Schleſien 

Ratibor, Provinzialbank Oberſchleſien 

Magdeburg, Hauptwache 4/6, Girozentrale — Kommunalbank — für 
Provinz Sachſen, Thüringen und Anhalt 

Erfurt, Anger 19/20, Kommunalbank Erfurt, Zweiganſtalt der Giro— 
zentrale — Kommunalbank — für Provinz Sachſen, Thüringen und 
Anhalt in Magdeburg 


Halle a. S., Große Steinſtr. 24, Girozentrale — Kommunalbank — 


für Provinz Sachſen, Thüringen und Anhalt, Zweiganſtalt Halle a. S. 
Kiel, Klinke 24 und Holſtenſtr. 99, Girozentrale Schleswig-Holſtein 
(Kiel), Zweiganſtalt der Girozentrale Hannover 
Hannover (Hanſahaus), Girozentrale Hannover 


Osnabrück, Neumarkt 3, Girozentrale Osnabrück, Zweiganſtalt der 
Girozentrale Hannover 25800 


| Münſter (Weſtf.), Landesbank der Provinz Weſtfalen 


Bielefeld, Landesbank der Provinz Weſtfalen, Stelle Bielefeld 

Dortmund, Oſtenhellweg Nr. 3, Landesbank der Provinz Weſtfalen, 
Stelle Dortmund 5 

Hagen (Weſtf.), Landesbank der Provinz Weſtfalen, Stelle Hagen 


Caſſel, Ständeplatz 17, Landeskreditkaſſe 
Wiesbaden, Rheinſtr. 42/44, Naſſauiſche Landesbank 


Frankfurt a. M., Hochſtr. 28/30, Naſſauiſche Landesbank, Filiale Frank 


furt a. M. 


Düſſeldorf (Schließfach), Landesbank der Rheinprovinz 
Aachen, Hindenburgſtr. 2/4, Landesbank der Rheinprovinz, Filiale Aachen 


Eſſen (Ruhr), Landesbank der Rheinprovinz, Filiale Effen 


Köln a. Rh, Landesbank der Rheinprovinz, Filiale Köln a. Rh. 
Trier, Marktplatz, Ecke Sternſtr., Landesbank der Rheinprovinz, Filiale Trier 


Babe: 8 
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München, Briennerſtr. 49, Bayeriſche Gemeindebank (Girozentrale) 


Nürnberg, Bahnhofſtr. 13, Bayeriſche Gemeindebank (Girozentrale), 
S3 Smeigftelle Nürnberg 

Kaiſerslautern, Stiftsplatz 11, Bayeriſche Gemeindebank (Girozentrale), 
S qweigſtelle Kaiſerslautern 


Dresden-A. 1, Ringſtr. 60 b, Girozentrale Sachſen 

Leipzig, Roßplatz 6, Girokaſſe Leipzig, Zweiganſtalt der Girozentrale 

Säachſen 

Stuttgart, Schloßſtr. 26, Württembergiſche Girozentrale 

Ravensburg, Württembergiſche Girozentrale, Zweigſtelle Ravensburg 

Mannheim Bl, 10/12, Badiſche Girozentrale 

Karlsruhe, Karl-Friedrich-Str. 1, Badiſche Girozentrale, Zweiganſtalt 
Karlsruhe 


Freiburg i. Br., Friedrichſtr. 39, Badiſche Girozentrale, Zweiganſtalt 
Freiburg i. Br. 


Darmſtadt, Heſſiſche Girozentrale 


| Schwerin (Mecklb.), Kaiſer-Wilhelm⸗Str. 2, Girozentrale Mecklenburg 
(Schwerin), Zweiganſtalt der Girozentrale Hannover 


Schwerin (Mecklb.), Kaiſer⸗Wilhelm⸗Str. 2, Girozentrale Mecklenburg 
(Schwerin), Zweiganſtalt der Girozentrale Hannover 


Oldenburg i. O., Landesſparkaſſe Oldenburg 


Braunſchweig, Braunſchweigiſche Staatsbank (Braunſchweigiſche Landes⸗ 
ſparkaſſe) 5 


Deſſau, Städtiſche Kreisſparkaſſe 


Weimar, Fürſtenplatz 3, Girozentrale — Kommunalbank — für Pro⸗ 
vinz Sachſen, Thüringen und Anhalt, Zweiganſtalt Weimar 


Frankfurt a. M., Gärtnerweg 56, Deutſche Girozentrale — Deutſche 
Kommunalbank — Zweiganſtalt Frankfurt a. M. 


Detmold, Lippiſche Landesſpar- und Leihkaſſe 


Lübeck, Fleiſchhauerſtr. 13, Girozentrale Lübeck, Zweiganſtalt der Giro⸗ 
zentrale Hannover 


Bremen, Georgſtr. 4, Girozentrale Bremen, Zweiganſtalt der Giro⸗ 
zentrale Hannover 


Hamburg 1, Bergſtr. 16, Zweiganſtalt Hamburg der Girozentrale 
Hannover 


Saarbrücken, Gerichtſtr. 3, Kreisſparkaſſe Saarbrücken 


B. Ausland. 


Annahmeſtelle für die im Auslande gelegenen Vermittlungsſtellen: 


Berlin SW 19, Gertraudenſtr. 16/17, Deutſche Girozentrale — Deutſche 
Kommunalbank. 
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(Nr. 13116.) Bekanntmachung zur Verordnung über die Ablöſung der auf Mark lautenden Anleihen und 
Schulöfcheindarlehen des Freiſtaats Preußen. Vom 11. Juli 1926. 


Auf Grund der Verordnung des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 195) 
wird folgendes bekannt gemacht: 
Sr 


1. Der Goldwert der ö5zinſigen Schatzanweiſungen von 1921 beträgt 6,896 vom Hundert des 
Nennwerts, die Ablöſungsſchuld für 500 % Nennwert beträgt mithin 0,862 RM. Sie werden eingelöſt 
mit 1,75 RA, im Falle des Altbeſitzes oder im Falle des Umtaufches gegen den gleichen Betrag von 
Schatzanweiſungen von 1917 mit 4,35 AM für je 500 # Nennwert. 

Der Goldwert der 5 zinſigen Schatzanweiſungen von 1922 beträgt 1,392 vom Hundert des 
Nennwerts, die Ablöſungsſchuld für 500 % Nennwert beträgt mithin 0,17 RAM. Sie werden eingeldft 
mit 0,35 RAM, im Falle des Altbeſitzes oder im Falle des Umtauſches gegen den gleichen Betrag von 
Schatzanweiſungen von 1918 mit 0,90 RA für je 500 / Nennwert. 

Der Goldwert der 7. bis 15 zinſigen Schatzanweiſungen von 1923 beträgt 0,0 183 vom 
Hundert des Nennwerts; die Ablöfungsſchuld für 50000 M Nennwert beträgt mithin 0,2287 AM. 
Sie werden eingelöſt mit einheitlich 1,15 RAM für je 50 000 / Nennwert. 

Die Einlöſung ſämtlicher Schatzanweiſungen erfolgt zu den vorſtehenden Sätzen ohne Rückſicht auf die 
Größe des Beſitzes, insbeſondere alſo auch an ſolche Inhaber, deren Beſitz 500 GM nicht erreicht. 

2. Der für die Geltendmachung der Anſprüche in den SS Aff. der eingangs genannten Verordnung 
vom 10. Juli 1926 als Vorausſetzung geltende Beſitz von 500 6. erfordert den Nachweis eines Beſitzes 
bon mindeſtens 


7 250 M Nennwert bei den Schatzanweiſungen von 1921, 


950 %% » » 1922, 
2 732240 > 1923. 
9 2 


1. Einlöfungsſtellen für die vorgenannten Schatzanweiſungen find — vorbehaltlich der 
Beſtimmung unter 2 —: 
a) in Groß Berlin: 
die Hauptkaſſe der Preußiſchen Staatsbank, Markgrafenſtr. 38, 
die Generalſtaatskaſſe, Hinter dem Gießhauſe 2, 
die Preußiſche Staatsſchuldenkaſſe, Oranienſtr. 106, 
die Hauptkaſſe der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, Am Zeughaus 1/2, 
die Hauptkaſſe der Preußiſchen Bau- und Finanzdirektion, Invalidenſtr. 52, 
die Gerichtskaſſen in Spandau und Cöpenick; 
b) außerhalb Groß Berlins: 
die preußiſchen Regierungshauptkaſſen, 
die preußiſchen ſtaatlichen Kreiskaſſen, 
die preußiſchen Gerichtskaſſen. 
5 2. Einlöſungsſtelle für ſolche Beſitzer von Schatzanweiſungen von 1921 und 1922, die die erhöhte 
Barablöſung von 4,35 AM bzw. 0,90 AM für je 500 „ Nennwert nicht auf Grund des Umtauſches 
gegen den gleichen Betrag von Schatzanweiſungen von 1917 oder 1918, ſondern auf Grund von Altbeſitz zu 
erhalten wünſchen, iſt ausſchließlich die Preußiſche Staatsſchuldenverwaltung, Berlin SW 68, Oranienſtr. 106. 
Es wird darauf berwieſen, daß Altbeſitz bei dieſen Schatzanweiſungen nur gemäß § 11 des Geſetzes über die 
Ablöſung öffentlicher Anleihen vom 16. Juni 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 137) vorliegen kann, mithin ſeitens des 
Antragſtellers nachzuweiſen iſt, daß er die Schatzanweiſungen vor dem 1. Juli 1923 auf Grund geſetzlichen 
oder — bei Anſtalten, Stiftungen Körperſchaften, ſonſtigen Perſonenvereinigungen oder Vermögensmaſſen im 
Falle des § 11 Abſ. 2 des Anleiheablöfungsgeſetzes — ſatzungsmäßigen Zwanges zur mündelſicheren Anlage 
erworben hat. 
§ 3. 
Autragſteller, die für die Schatzanweiſungen von 1921 und 1922 auf Grund des Umtauſches gegen den 
gleichen Betrag von Schatzanweiſungen von 1917 bzw. 1918 ſtatt einer Einlöſung in Höhe von 5 bom 
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Hundert eine ſolche in Höhe von 12½ vom Hundert des Goldwerts begehren, haben auf amtlichem, bei den 
Einlöſungsſtellen erhältlichem Vordruck unter Ausweis ihrer Perſönlichkeit mit handſchriftlicher Unterſchrift 
nachſtehende Erklärung abzugeben: 


Beſcheinigung. 
i a in. 
(Vor- und Zuname) 
verſichere nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen, daß ich oder 1 eee d ud de 
ue Bor und Zuname 
JJ»... 8 Preußiſche 5zinſige Schatzanweiſungen von 
(Wohnung und Straße) 
1991219229) im. Betrage Ion Mark Büchſtabe Nj . 
gegen den gleichen Betrag von Schatzanweiſungen von 1917/1918 eingetauſcht habe und daß 
a 


vorſtehend aufgeführte Schatzanweiſungen mir oder a VFC 
0 

bis zum heutigen Tage ununterbrochen gehört haben. Ich bin bereit, den Nachweis hierfür zu 

erbringen und auf Verlangen meine Angaben vor Gericht an Eides Statt zu verſichern. Es iſt 

mir bekannt, daß ich mich im Falle falſcher Angaben der Gefahr ſtrafrechtlicher Verfolgung 


ausſetze. 


(Wohnung, Straße, Hausnummer) 
Die Beſcheinigung kann auch durch einen mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Beauftragten erfolgen. 


) Nicht Zutreffendes iſt zu ſtreichen. 
Sa. 
Die Einlöſung erfolgt vom 2. Auguſt bis einſchließlich 1. November 1926. Nach Ablauf der Friſt 


findet eine Einlöſung nicht mehr ſtatt. 
Im Intereſſe einer reibungsloſen und ſchnellen Bedienung durch die Einlöſungsſtellen wird den 
Gläubigern empfohlen, nach Möglichkeit die Einlöſung in folgenden Zeitabſchnitten vorzunehmen: | 


Gläubiger, deren Namen beginnt mit den Anfangsbuchſtaben 


hieß in der Zeit vom 2. bis 10. Auguſt, 
F De allen 20 » 

(N „%%% m » 
FF „ ;ò T g i 
FFF 355 n e » 
NR „„ 0 » 

S RL EN eaRtrs cn 2» » » 1 » 10. Oktober, 
SE SZ ee » NE » 


Berlin, den 11. Juli 1926 
Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Höpker Aſchoff. 
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